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 • ein Nachweis einer befugten Stelle über ein negatives Ergebnis eines 

molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 72 Stunden 

zurückliegen darf, 

 • eine ärztliche Bestätigung über eine in den letzten sechs Monaten überstandene Infektion 

mit SARS-CoV-2, die molekularbiologisch bestätigt wurde, 

 • ein Nachweis über eine mit einem zentral zugelassenen Impfstoff gegen COVID-19 erfolgte 

 − Erstimpfung ab dem 22. Tag nach der Erstimpfung, wobei diese nicht länger als drei 

Monate zurückliegen darf, oder 

 − Zweitimpfung, wobei die Erstimpfung nicht länger als neun Monate zurückliegen darf, 

oder − Impfung ab dem 22. Tag nach der Impfung bei Impfstoffen, bei denen nur eine 

Impfung vorgesehen ist, wobei diese nicht länger als neun Monate zurückliegen darf, oder 
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 − Impfung, sofern mindestens 21 Tage vor der Impfung ein positiver molekularbiologischer 

Test auf SARS-CoV-2 bzw. vor der Impfung ein Nachweis über neutralisierende Antikörper 

vorlag, wobei die Impfung nicht länger als neun Monate zurückliegen darf, 

 • ein Nachweis nach § 4 Abs. 18 EpiG oder ein Absonderungsbescheid, wenn dieser für eine 

in den letzten sechs Monaten vor der vorgesehenen Testung nachweislich mit SARS-CoV-2 

infizierte Person ausgestellt wurde, 

 • ein Nachweis über neutralisierende Antikörper, der nicht älter als drei Monate sein darf. 

 

Ⓑ Als COVID-19-Beauftragte dürfen nur geeignete Personen bestellt werden. Voraussetzung für 

eine solche Eignung sind zumindest die Kenntnis des COVID-19-Präventionskonzepts sowie 

der örtlichen Gegebenheiten und der organisatorischen Abläufe. Der/die COVID-19-

Beauftragte dient als Ansprechperson für die Behörden und hat die Umsetzung des COVID-

19-Präventionskonzepts zu überwachen. 

 

© ACHTUNG: 

 Die Teilnehmer fallen nach der Sportausübung (Ende der Veranstaltung, Siegerehrung) in die 

Teilnehmerzahl der Veranstaltung, somit gilt für jeden Wettkampf 

 

 Veranstaltungen/Zusammenkünfte mit 11-50 TeilnehmerInnen müssen spätestens eine 
Woche vorher bei der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde angezeigt werden. Dabei sind 
folgende Angaben zu machen: 

• Name und Kontaktdaten (Telefonnummer, E-Mail-Adresse) der/des für die Zusammenkunft 
Verantwortlichen 

• Zeit, Dauer und Ort der Zusammenkunft 
• Zweck der Zusammenkunft 
• Anzahl der TeilnehmerInnen 


